
daß die wichtigsten Aufgaben zuerst beschleunigt und 
mit größter Sorgfalt durchgefühnt werden und daß 
nicht — wie es so häufig geschieht — die weniger be­
deutungsvollen Aufgaben, weil sie oft auch weniger 
schwierig sind, zuerst ausgeführt werden. Jeder ein­
zelne Mitarbeiter muß sich bei der Durchführung seiner 
Arbeitspläne jederzeit darüber im klaren sein, wo der 
Schwerpunkt seiner Arbeit liegt.

IV.
Ein entscheidender Mangel unserer bisherigen Pla­

nungsarbeit lag darin, daß die Arbeitspläne der Deut­
schen Justizverwaltung nicht mit den P l ä n e n  d e r  
J u s t i z m i n i s t e r i e n  d e r  L ä n d e r  abgestimmt 
waren, ein Mangel, der bisher nicht zu vermeiden war, 
weil die Länder erst im Laufe des Jahres zur Auf­
stellung von Arbeitsplänen übergegangen sind. Sie 
haben für das Jahr 1949 teilweise auch abweichende 
Planungszeiträume gewählt, so daß im laufenden Jahr 
eine Koordinierung der Pläne nur noch in großen 
Zügen möglich ist. Für das Jahr 1950 muß aber schon 
jetzt eine gemeinsame Ausarbeitung der Plläne in Aus­
sicht genommen werden. Als Planungszeitraum kann 
dabei in Angleichung an das neue Haushaltsjahr, an 
den Volkswirtschaftsplan und an die Statistiken und 
Halbjahresberichte der Justizverwaltung nur die Zeit 
von Januar bis Juni und von Juli bis Dezember 1950 
in Betracht kommen. Dabei muß erreicht werden, daß 
die Aufstellung der Pläne kurz nach der Fertigstellung 
der Halbjahresberichte, möglichst in den ersten zwei 
Wochen des Halbjahres, abgeschlossen wird. Wahr­
scheinlich wird es sogar zweckmäßig sein, vorher eine 
zentrale Planbesprechung durchzuführen. Darüber hin­
aus wird auch zu untersuchen sein, wieweit in Zukunft 
die Gerichte und Staatsanwaltschaften hinsichtlich be­
stimmter Teiliaufgaben, z. B. zur Beschleunigung der 
Strafverfahren, Arbeitspläne aufstellen können.

V.
Bereits nach Ablauf des ersten Arbeitsplanes in der 

Deutschen Justizverwaltung wird erkennbar, daß auch 
in der Verwaltung das Arbeiten nach festen Plänen dazu 
beiträgt, ein neues Verhältnis zur Arbeit zu schaffen und 
bessere, fortschrittliche Arbeitsmethoden zu entwickeln. 
Denn wenn bestimmte Pläne aufgestellt und durchgeführt 
werden sollen, kann sich keiner darauf beschränken, 
nur die laufenden Arbeiten zu erledigen, sondern muß 
eine eigene Initiative entfalten. Das Arbeiten nach 
Plänen erfordert auch ein starkes kollektives Arbeiten, 
das in den Verwaltungen, besonders aber auch in den 
Justizverwaltungen, bisher noch ungenügend ent­
wickelt ist Für jeden einzelnen Mitarbeiter — ganz 
gleich, in welcher Funktion er steht — bedeutet die 
Aufstellung und Durchführung von Plänen ein stän­
diges Sichauseinandersetzen mit den ihm gestellten 
Aufgaben. Wer bestrebt ist, einen guten Plan aufzu­
stellen und ihn zu erfüllen, wird auch bemüht sein, 
alle Schwierigkeiten zu vermeiden, die durch bürokra­
tisches und unsystematisches Arbeiten für die Durch­
führung des Planes entstehen. Vor allem aber trägt 
ein planmäßiges Arbeiten dazu bei, die Freude an der 
Arbeit selbst zu erhöhen, weil aus dem Plan jeder 
erkennen kann, welche Bedeutung seine eigene Leistung 
für das Erreichen des Gesamtplanes hat, für dessen 
Aufstellung, Durchführung und Kontrolle er mitver­
antwortlich und an dessen Erfolg er mitbeteiligt ist.

Aus der Praxis — für die Praxis

Volksnahe Justiz
Zum Kapitel „Formalistische Rechtstradition“ gehört 

eine Äußerlichkeit bei der gerichtlichen Tätigkeit, der 
bisher wenig Beachtung geschenkt worden ist, die aber 
besonders die Volksfremdheit der Justiz in Erschei­
nung tre.ten läßt: Die äußere Form des Schriftverkehrs 
der Gerichte mit den Rechtsuchenden. Dabei lernt der 
gewöhnlich Sterbliche einen besonderen Zopf der 
heiligen Justitia kennen: den Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle — eine Erfindung aus der Weimarer 
Zeit. Sie hatte zwar nur eine aus der Zeit Bismarcks

stammende völlig überaltert gewesene Bezeichnung 
einer gerichtlichen Tätigkeit, den Gerichtsschreiber ab­
gelöst, ist heute aber wieder derart unzeitgemäß ge­
worden, daß versucht werden muß, aus dem damit 
verbundenen Formalismus herauszukommen, wenn 
nicht die Umwandlung des alten bürokratischen Justiz­
apparats in ein lebendiges volksnahes Organ des fort­
schrittlich eingestellten Staats durch eine schwerfällige 
äußere Form von vornherein wieder in Mißkredit 
kommen soll.

Noch heute gehen die meisten Schreiben des Ge­
richts unter der Bezeichnung „Geschäftsstelle des 
Amts(Land-)gierichts an die Rechtsuchenden ab. Selten 
schreibt der das Gericht repräsentierende Richter den 
Wortlaut seiner Verfügung vor, so daß die Geschäfts­
stelle in dem Schreiben zum Ausdruck bringen muß, 
daß es sich um eine Anordnung des Richters des Amts- 
(Land-)gerichts handelt. Nur bei eigentlichen richter­
lichen Entscheidungen (Beschlüssen und Urteilen) steht 
der Wortlaut fest, der durch Ausfertigung seitens des 
„Urkundsbeamten der Geschäftsstelle“ in Verkehr ge­
bracht wird, und zwar unter dieser Bezeichnung. Die 
Grundlage für diese Geschäftsausführung ist in § 154 
GVG vom 27.1.1877 zu suchen: bei jedem Gericht wird 
eine Gerichtsschreiberei eingerichtet. Die Geschäfts­
einrichtung • wird • • • ■ bei den Landesgerichten 
durch die Landesjustizverwaltung bestimmt. Durch 
Gesetz vom 9.7.1927 (RGBl. I S. 175) hat Satz 1 die 
Fassung erhalten: Bei jedem Gericht wird eine Ge­
schäftsstelle eingerichtet, die mit der erforderlichen 
Zahl von Urkundsbeamten besetzt wird. Nun haben 
die reichsgesetzlichen Prozeßordnungen und andere 
Verfahrensvorschriften, so namentlich auch das FGG, 
dem „Urkundsbeamten der Geschäftsstelle“ zwar be­
sondere selbständige Funktionen übertragen, sie schrei­
ben aber nicht die Form vor, unter der dieser die 
Amtshandlung zu vollziehen hat, sondern überlassen 
diese Regelung den Landesjustizverwaltungen. Es be­
stimmt daher § 68 Preuß. AG z. GVG vom 24. 4. 1878 
(GS S. 32) in der Fassung vom 30.11.1927: Die Dienst­
verhältnisse der Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
werden durch Gesetz, die Geschäftsverhältnisse der­
selben durch den Justizminister bestimmt. Dazu sind 
ergangen: Die Geschäftsordnung für die Gerichts­
schreibereien der Amts-(Land-)gerichte, neugefaßt in 
der Aktenordnung für die deutschen Justizbehörden 
vom 28. 11. 1934, das Preußische Gesetz über die Dienst­
verhältnisse der mit der Wahrnehmung der Geschäfte 
eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle betrauten 
Beamten vom 28. 12. 1927 (GS S. 209) und die Personal- 
und Dienstordnung für das Büro der Preußischen Justiz­
behörden (Buko.) vom 1. 3. 1928 (JMB1. S. 173). Diese 
wird ergänzt durch die AV des Preußischen Justiz­
ministers vom 31. 12. 1930 (JMBI. 1931 S. 42) über die 
Vollziehung von Schriftstücken bei den Justizbehörden. 
Die Justizangestellten haben demnach außer ihrem 
Namen, ihre Amtsbezeichnung, den Titel und eine 
„Funktions“-Bezeichnung zu verwenden. Landesrecht­
lich ist vorgeschrieben, daß sie in den durch Gesetz 
besonders übertragenen Fällen neben der Funktions­
bezeichnung als „Urkundsbeamter der Geschäftsstelle“ 
noch ihre Amtsbezeichnung zu ihrer Namensunter­
schrift hinzuzufügen haben. Also warum einfach, 
wenn es kompliziert geht! So schlecht war nicht ein­
mal der Bürokratismus unter der Herrschaft der Preu­
ßischen Allgemeinen Gerichtsordnung vom Januar 
1793, die bis 1879 galt. Damals gab es neben dem 
Präsidenten, Direktoren, Räten und Referendaren, die 
zu den „Subalternen der Justizkollegien“ gehörenden 
Sekretäre, Registratoren, Kanzlisten usw., ohne daß 
diese „subalternen Beamten“ als solche zu zeichnen 
hatten. Allerdings war damals noch nicht die „Funk- 
tions“bezeichnung „Gerichtsschreibier“ erfunden oder 
die noch überflüssigere der „Geschäftsstelle“. Jede 
Firma, jeder Betrieb hat eine Geschäftsstelle, erwähnt 
diese aber als selbstverständlich nicht. Großbetriebe 
richten Abteilungen ein. Die gibt es notwendigerweise 
bei den Gerichten auch. Daß nun aber die Abteilung 
wieder unterteilt werden muß nach der Art der darin 
betriebenen Geschäfte, interessiert den Rechtsuchen­
den nicht. Er erwartet einen Bescheid vom Gericht! 
Wenn nun die Gesetze vorschreiben, daß die Gerichts­
person, die zur Amtshandlung berufen ist, gekenn­
zeichnet wird, so muß dafür die einfachste Form ge-
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